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Abkürzungsverzeichnis

KMU Kleine und mittlere Unternehmen
BÜPF Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und

Fernmeldeverkehrs

PME petites et moyennes entreprises
LSCPT Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et

télécommunication
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat mit 120 zu 66 Stimmen ein 2019
eingereichtes Postulat Vitali (fdp, LU) – in der Zwischenzeit übernommen von Marcel
Dobler (fdp, SG) – mit der Forderung nach einem verhältnismässigen BÜPF. Als
unverhältnismässig sah der Postulant konkret die Pflichten an, die Anbieterinnen von
Fernmeldedienstleistungen durch das BÜPF auferlegt werden, sowie die dadurch
verursachten Kosten. Insbesondere für KMU seien diese Pflichten schwer stemmbar,
weshalb eine Entlastung geprüft werden müsse. Der Bundesrat soll in einem Bericht
Massnahmen aufzeigen, wie das BÜPF KMU-freundlicher umgesetzt werden könne. Der
Bundesrat hatte in diesem Postulat keinen Mehrwert gesehen und aus diesem Grund
dessen Ablehnung beantragt. Im Ratsplenum hatte Justizministerin Karin Keller-Sutter
zuvor ausgeführt, dass gegenwärtig vier Kategorien von Mitwirkungspflichtigen im
Gesetz verankert seien. Jedes KMU könne einen Herabstufungsantrag stellen und werde
mit grosser Wahrscheinlichkeit eine Pflichtenreduktion erhalten. 1

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

In Erfüllung des von Marcel Dobler (fdp, SG) übernommenen Postulats Vitali (dfp, LU)
veröffentlichte der Bundesrat im Herbst 2023 einen Bericht, in dem er allfälligen
Handlungsbedarf zur Verbesserung der Verhältnismässigkeit im BÜPF prüfte. Das
Postulat hatte Massnahmen gefordert, um die Umsetzung der
Überwachungsmassnahmen für Anbieterinnen von Dienstleistungen im
Fernmeldebereich (FDA) verhältnismässig ausfallen zu lassen. Der Bundesrat hielt fest,
dass die rechtlichen Grundlagen für den Schutz von kleinen und mittleren
Anbieterinnen vor teuren Investitionen ausreichend seien, denn das BÜPF auferlege
den FDA lediglich umfassende Auskunfts- und Überwachungspflichten und ermögliche
es insbesondere KMU, sich von der Pflicht zur aktiven Überwachungsbereitschaft zu
befreien. Nur Duldungspflichten hätten zudem Anbieterinnen abgeleiteter
Kommunikationsdienste (AAKD), welche beispielsweise Apps zur Videotelefonie oder
Nachrichtenübermittlung anbieten. Der Bundesrat schloss daraus, dass auf
Gesetzesstufe kein Handlungsbedarf bestehe und lehnte den Vorschlag des Postulats
ab, die AAKD vom BÜPF auszuschliessen. Dies hätte schwerwiegende Folgen für die
Strafverfolgung und die öffentliche Sicherheit, so die Einschätzung der Regierung. Sie
sehe jedoch in der Verordnung über die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs (VÜPF) Handlungsbedarf. Dort sollen anlässlich einer laufenden
Revision die Kriterien für die Pflichtenreduktion von FDA sowie die erweiterten
Pflichten der AAKD angepasst und überdies überprüft werden, ob eine ebensolches
«Up- und Downgrade» auch automatisch erfolgen könne, um die finanziellen Kosten für
KMU gering zu halten. 2

BERICHT
DATUM: 18.10.2023
LUKAS LÜTOLF

1) AB NR, 2021, S. 1741 f.
2) Bericht BR vom 18.10.23; Medienmitteilung BR vom 18.12.23
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